
                                  

 

 
 
Konjunktur stabilisiert sich auf 
niedrigem Niveau 
 

Nachdem sich das Wachstum der Weltwirt-
schaft im zweiten Halbjahr 2011 abge-
schwächt hatte, mehren sich die Anzeichen 
einer Stabilisierung auf niedrigem Niveau. Der 
vom Münchner ifo Institut veröffentlichte Indi-
kator für das Weltwirtschaftsklima ist nach 
zweimaligem Rückgang im ersten Quartal 
2012 leicht gestiegen. Für die Verbesserung 
waren die etwas weniger pessimistischen Er-
wartungen für die nächsten sechs Monate ver-
antwortlich, während die gegenwärtige Lage 
schlechter beurteilt wurde. In den USA ist das 
saisonbereinigte reale Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) im letzten Quartal 2011 um 0,7 % ge-
genüber dem Vorquartal gestiegen, nach 
0,5 % in den drei Monaten davor. Die Be-
schleunigung zum Jahresende ist auf die pri-
vaten Konsumausgaben, die Wohnbauinvesti-
tionen und die Lagerbestandsveränderungen 
zurückzuführen. Die Zunahme der Ausrüs-
tungsinvestitionen schwächte sich hingegen 
ab, die Staatsausgaben waren rückläufig und 
vom Außenhandel ging ein negativer Wachs-
tumsbeitrag aus. Im Gesamtjahr wuchs die 
US-Wirtschaft um 1,7 %, nach 3,0 % im Jahr 
2010. In Japan ging die gesamtwirtschaftliche 
Produktion im letzten Jahresviertel um 0,6 % 
im Vergleich zum Vorquartal zurück, nachdem 
im dritten Quartal ein Wachstum von 1,7 % 
erzielt worden war. Während das hohe Wachs-
tum im dritten Quartal auf Aufholeffekte nach 
dem Tsunami und dem Reaktorunfall zurück-
zuführen war, belasteten zum Jahresende 
Produktionsausfälle durch die Flut in Thailand 
und die Yen-Aufwertung die wirtschaftliche 
Aktivität. Im Gesamtjahr ging das reale BIP um 
0,9 % zurück, nachdem es im Jahr 2010 noch 
um 4,4 % gestiegen war. In China ging das 
Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts 
im Vorjahresvergleich leicht von 9,1 % im drit-
ten auf 8,9 % im vierten Quartal zurück. Die 
Abschwächung ist auf die nachlassende Aus-
landsnachfrage und die restriktiven wirt-
schaftspolitischen Maßnahmen zurückzufüh-
ren. Im Jahresdurchschnitt 2011 belief sich das 
Wachstum auf 9,2 %, nach 10,4 % im Jahr 

2010. Im Euroraum und in der EU27 ging die 
gesamtwirtschaftliche Produktion ersten 
Schätzungen zufolge im vierten Quartal jeweils 
um 0,3 % gegenüber dem Vorquartal zurück, 
nachdem sie in den drei Monaten davor noch 
um 0,1 % bzw. 0,3 % gestiegen war. Im Jah-
resdurchschnitt stieg das reale Bruttoinlands-
produkt im Euroraum um 1,5 % und in der 
EU27 um 1,6 %, nach 1,9 % bzw. 2,0 % im 
Jahr 2010. Der ifo Indikator für das Wirt-
schaftsklima im Euroraum ist im ersten Quartal 
2012 nach zuvor zwei Rückgängen leicht ge-
stiegen, er liegt aber weiterhin deutlich unter 
seinem langjährigen Durchschnitt. Die Beurtei-
lungen zur aktuellen Lage haben sich weiter 
eingetrübt, während sich die Erwartungen et-
was aufhellten. 
 

In Österreich ging die saisonbereinigte Wirt-
schaftsleistung im vierten Quartal um 0,1 % 
zurück, nachdem sie in den ersten drei Jah-
resvierteln um 0,9 %, 0,5 % bzw. 0,2 % zuge-
nommen hatte. Für das Gesamtjahr 2011 er-
gibt sich ein Wirtschaftswachstum von 3,1 %, 
nach 2,3 % im Jahr davor. Im letzten Quartal 
2011 verringerte sich die Expansion des priva-
ten und des öffentlichen Konsums. Die Ausrüs-
tungsinvestitionen wiesen mit 1,4 % gegen-
über dem Vorquartal noch ein kräftiges Wachs-
tum auf, allerdings zeigte sich auch bei diesem 
Aggregat eine Abschwächung, denn im dritten 
Quartal hatte die Wachstumsrate noch 1,9 % 
betragen. Die Bauinvestitionen, die im ersten 
Halbjahr erstmals seit langem gestiegen wa-
ren, stagnierten im dritten Quartal und gingen 
im vierten Quartal leicht zurück. Die nachlas-
sende weltwirtschaftliche Dynamik schlug sich 
in einem Rückgang der Exporte nieder. Ent-
stehungsseitig machte sich die globale Kon-
junkturschwäche vor allem in der Sachgüter-
produktion bemerkbar, während in den meis-
ten Dienstleistungsbereichen die Wertschöp-
fung zunahm. Im Verlauf des Jahres 2012 
sollte sich die Konjunktur im Einklang mit der 
erwarteten weltwirtschaftlichen Besserung und 
der Beruhigung auf den Finanzmärkten all-
mählich beleben.  
 

 (Fortsetzung auf Seite 8) 
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Aktuelles vom Arbeitsmarkt  
 

Zum Jahresbeginn setzt sich die ungünstige 
Entwicklung am Kärntner wie auch am öster-
reichischen Arbeitsmarkt fort. So beträgt im 
Februar 2012 die Zahl der Arbeitslosen in 
Kärnten 27.263 und liegt damit um 4,7 % über 
dem Vorjahreswert (Österreich: 310.064; 
+6,1 %). Auch die Zunahme der Zahl der un-
selbständig Beschäftigten verliert an Dynamik 
und nimmt – im Vergleich zum Vorjahr – um 
lediglich 0,8 % zu (Österreich: +1,7 %). Prog-
nosen des Arbeitsmarktservice (AMS) gehen 
davon aus, dass im Verlauf des Jahres 2012 – 
aufgrund fehlender Wachstumsimpulse – von 
einer weiteren Zunahme der Zahl der Arbeits-
losen bei gleichzeitiger Verlangsamung des 
Beschäftigungsaufbaus auszugehen ist.1 
 

Traditionell erfolgt in der ersten Ausgabe des 
Konjunkturreports ein Rückblick auf die Ar-
beitsmarktentwicklung des abgelaufenen Ka-
lenderjahres: im Jahresdurchschnitt 2011 be-
trug die Arbeitslosenquote in Kärnten 8,9 % 
und liegt damit um 0,2 Prozentpunkte unter 
dem Wert des Vorjahres (Österreich: 6,7 %; 
minus 0,2 Prozentpunkte). Gleichzeitig hat die 
Zahl der unselbständig Beschäftigten in Kärn-
ten mit +1,3 % deutlich stärker zugenommen 
als noch im Jahr 2010 (Österreich: +1,8 %). 
Daneben nahm die Zahl der Schulungsteil-
nehmer/innen beim AMS im Jahresdurch-
schnitt um 10,3 % gegenüber dem Vorjahr ab 
(Österreich: -13,6 %). Die Entwicklung des 
Kärntner Arbeitmarktes blieb jedoch unter den 
Erwartungen, wie auch der gesamtösterreichi-
schen Entwicklung: die zu Jahresbeginn posi-
tive Entwicklung hat sich bereits Mitte des 
Jahres deutlich abgeschwächt; laut AMS hätte 
die Arbeitslosenquote ohne Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik 10,9 % betragen. 
 

Besonders profitiert haben auch im Jahr 2011 
die Männer (Arbeitslose: -4,8 %), während 
Frauen sehr stark von der ungünstigen Ar-
beitsmarktentwicklung betroffen waren 
(+5,3 %). Neben der positiven Entwicklung der 
Jugendarbeitslosigkeit in Kärnten (-2,1 % im 
Vergleich zum Jahr 2010) gilt es besonders 
die Reduktion der Langzeitarbeitslosigkeit 
(über 1 Jahr) hervorzuheben; diese sank um 
20,6 % gegenüber dem Vorjahr. Strukturelle 
Probleme der Arbeitsmarktentwicklung beste-
hen hingegen fort; die Arbeitslosigkeit von 
Älteren (50+) nahm 2011 um weitere 3,1 % 
zu, nachdem schon im Jahr 2010 ein Zuwachs 
von 4,1 % beobachtet wurde. Unverändert 
hoch ist mit 21.853 Personen auch die Anzahl 
der geringfügig Beschäftigten, welche im Jahr 
2011 um weitere 3,8 % zugenommen haben.  
 Robert Klinglmair 

                                                           
1 Vgl. AMS Kärnten (2012). Geschäftsbericht 2011, 
S. 24. 
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Schuldenkrise 
 

Nach der Finanzkrise des Jahres 2008 und der 
Wirtschaftskrise des Jahres 2009 sind wir im 
Jahr 2010 in einer Staatsschuldenkrise gelan-
det, nachdem die großen Investoren am inter-
nationalen Kapitalmarkt realisiert hatten, dass 
Griechenland eine untragbar hohe Staatsver-
schuldung aufgebaut hat und daher für neue 
Kredite untragbar hohe Zinsen verlangten. Bis 
zu dieser Krise haben die Banken sehr gerne 
Staatsanleihen gekauft, weil sie stabile Erträge 
abwarfen und kein Eigenkapital unterlegt wer-
den musste. Spätestens seit dem erzwunge-
nen freiwilligen Verzicht auf einen Teil der 
Forderungen gegenüber Griechenland gelten 
Staatsanleihen nicht mehr als risikofreie Anla-
gen und trotz der Entspannung auf dem Markt 
für Staatsanleihen, die es zumindest Italien 
und Spanien ermöglicht, sich wieder am Kapi-
talmarkt zu finanzieren, ist die Verunsicherung 
groß.  
 

Ein Grundübel der gegebenen Situation liegt 
darin, dass Kredite an Staaten – über den Kauf 
von Staatsanleihen – ohne Sicherheiten ge-
währt werden, ohne die transparenten und 
nachvollziehbaren Bilanzen wie sie von Unter-
nehmen als privaten Schuldnern verlangt wer-
den. Einen schwachen Ersatz stellt allenfalls 
die Bewertung durch Rating-Agenturen dar, 
die wenigstens den „Investment-Grade“ BBB 
erteilen müssen, damit institutionelle Investo-
ren Anleihen eines staatlichen Schuldners kau-
fen (dürfen) oder das Argument „Too big to 
fail“, nach dem die Euro-Partner ein Mitglieds-
land, auch wegen der Gefahr der Ansteckung 
anderer schwacher Schuldner, nicht fallen 
lassen (können). 
 

Investoren sollten prüfen können, wofür das 
zur Verfügung gestellte Kapital verwendet 
wird. Das Rechnungswesen der öffentlichen 
Hand ist für diesen Zweck höchst mangelhaft; 
nur in Ausnahmefällen existiert eine Bilanz, die 
nach Grundsätzen des betriebswirtschaftlichen 
Rechnungswesens erstellt wurde und auch 
offene Verbindlichkeiten wie Garantien, Bürg-
schaften oder Leistungsversprechen, etwa in 
der Altersvorsorge oder gegenüber ausgeglie-
derten Rechtsträgern, ausweist. Das staatliche 
Vermögen wird im Allgemeinen nicht aufgelis-
tet und nach Rechnungslegungsvorschriften 
bewertet, womit auch betriebsnotwendige An-
lagen nicht erkennbar sind. Bei Neuinvestitio-
nen fehlt in der Regel die Überlegung von Al-
ternativen der Leistungserstellung und die 
Kalkulation von Folgekosten der Investitionen 
und der Kosten der Kapitalbindung ist mangel-
haft oder fehlt gänzlich. 
 

Die fehlende Transparenz und die Unvollstän-
digkeit der Rechnungslegung der öffentlichen 
Hand sind lange bekannt. Wenn der Staat den 

Kapitalmarkt beansprucht, können Investoren 
eine Bilanz, einen Rechnungsabschluss und 
eine Art „Geschäftsbericht“ verlangen, wie dies 
bei Unternehmensanleihen selbstverständlich 
ist. Dies gilt zumal in einer Situation einer ho-
hen staatlichen Verschuldung und erheblicher 
Budgetdefizite wie sie für viele Staaten, inner-
halb und außerhalb der EU und Euro-Zone, zu 
beobachten ist. Die somit fehlende Transpa-
renz bedroht letztendlich die Kapitalmarkt-
fähigkeit oder zumindest die Bewertung durch 
Ratingagenturen. Die Instrumente eines aus-
sagekräftigen Rechnungswesens wären auch 
geeignet, Ansatzpunkte eines Programms der 
Budgetkonsolidierung und des Schuldenab-
baus aufzuzeigen und den Erfolg operativer 
Maßnahmen und von Sanierungsmaßnahmen 
zu messen.  
 

Das Projekt der österreichischen Bundesregie-
rung einer Reform von Haushaltsrecht und 
Haushaltssteuerung, das seit einigen Jahren 
im Gang ist und im Jahr 2013 abgeschlossen 
sein wird, weist in diese Richtung; es soll im 
Weiteren auf Länder und Gemeinden übertra-
gen werden und könnte, über die ad hoc-
Maßnahmen zur Bewältigung der Schulden-
krise hinaus, auch wichtige Anregungen für die 
Architektur einer künftigen Fiskalunion der 
Euro-Länder geben. 
 

Das „Sparpaket“ der Bundesregierung mit 
einem Volumen von € 27 Mrd. bis 2016 kon-
kretisiert einen Budgetpfad, der mit oder ohne 
verfassungsrechtliche Schuldenbremse zu 
einem ausgeglichenen Budget führen soll. Zu 
Recht wird kritisiert, dass dieses Paket gewich-
tige Positionen enthält, die lediglich Hoffnungs-
werte darstellen (Finanztransaktionssteuer, 
Steuerabkommen mit der Schweiz) oder inhalt-
lich noch offen sind wie die geplanten Einspa-
rungen im Gesundheitsbereich. Zu Recht kriti-
siert wird auch, dass sich ein Ansatz zu Struk-
turreformen kaum erkennen lässt. Das Paket 
erscheint so als eine Reaktion auf den Druck 
der Rating-Agenturen und nicht als Ausdruck 
einer Reformstrategie, die eine nachhaltige 
Budgetsanierung zum Ziel hat. 

Hans-Joachim Bodenhöfer  
 

Vorstellung des  
Projektes ECONGRID  
 
 

Ferraris Strom-Zähler und veraltete „blinde“ 
Netzstrukturen sind von gestern, intelligente 
Netze ausgestattet mit modernen Informations-
und Kommunikationstechnologien – sogenann-
te „Smart grids“ – und intelligente, digitale 
Stromzähler – „Smart Meter“ – hingegen die 
Schlagworte von heute. 
 

Die Festlegung der Klimaschutz- und Energie-
ziele der EU (20-20-20 Ziele) und hier insbe-
sondere die verstärkte Integration erneuerba-
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rer Energieträger setzen eine Modernisierung 
des bestehenden Elektrizitätssystems voraus, 
mit anderen Worten: die Modernisierung der 
Stromnetze ist eine zentrale Voraussetzung 
dafür, um die energiestrategischen Ziele der 
europäischen Energiepolitik erreichen zu kön-
nen. War ursprünglich das Elektrizitätsversor-
gungssystem durch eine zentrale Strompro-
duktion und einen Stromfluss in überwiegend 
eine Richtung (nämlich von der höchsten 
Spannungsebene mit einer vergleichsweise 
geringen Anzahl an Großverbrauchern hin zu 
einer niedrigeren Spannungsebene mit einer 
vergleichsweise großen Anzahl an Kleinver-
brauchern2 (Abbildung 1 links) gekennzeich-
net, wird heute massiv die „eigene“ Strompro-
duktion von Haushalten, Gewerbe und Indust-
rie aus alternativen Energieträgern gefördert. 
Konsumenten werden damit zu Strom-
produzenten (Stichwort „Prosumer“) und 
gleichzeitig steigen die Anforderungen an das 
Stromnetz: Die Einspeisung höchst volatiler, 
dezentraler Anlagen (z.B. Photovoltaik, Wind-
kraft) bedeuten für das Netz einen Stromfluss 
nunmehr in beide Richtungen, wobei das Ma-
nagen höchst volatiler Lasten eine große Her-
ausforderung darstellt (Abbildung 1 rechts).  
Abbildung 1: Entwicklung der Verteilnetze 

 
Quelle: Siemens 
 

Smart Grids sollen den zügigen Ausbau er-
neuerbarer Energieträger begleiten, Netzstabi-
lität und Versorgungssicherheit gewährleisten 
und eine bidirektionale Kommunikation ermög-
lichen. 
 

Haushaltskunden wird die Installation von intel-
ligenten Stromzählern, sogenannten Smart 
Metern, neue Möglichkeiten und Funktionen 
bieten. Die Einführung intelligenter Messsys-
teme wird von der EU im Rahmen der Richtli-
nie 2009/72/EG forciert. Konkret wird darauf 
abgezielt, die Kunden jederzeit über ihren 
Stromverbrauch und die Stromkosten zu in-
formieren, dass diese die Möglichkeit haben, 
auf ihren Stromverbrauch Einfluss zu neh-
men.3 Die Installation von Smart Metern in 
Kombination mit geeigneten Feedback Tools 
                                                           
2 Vgl. E-Control (2005): Dezentrale Erzeugung in Öster-
reich. Wien. 
3 Europäische Union (2009): RL 2009/72/EG 

(z.B. Displays) und in Kombination mit zeitab-
hängigen Tarifen (Demand Response) sollen 
dazu beitragen, Effizienzpotentiale zu realisie-
ren und den Stromverbrauch und die Nutzung 
der Geräte zu steuern. Entsprechend dem 
dritten Binnenmarktpaket für den Elektrizitäts-
markt sollen bis 2020 mind. 80 % der Haushal-
te mit Smart Metern ausgestattet werden. 
 

Die Umstrukturierung der Stromnetze hin zu 
Smart Grids wird einen hohen Investitionsbe-
darf erfordern. Daher stellt sich die Frage, wer 
den Großteil der Kosten übernehmen wird 
(muss) bzw. welche Gruppen (großteils) von 
Smart Grids profitieren werden. Aus volkswirt-
schaftlicher Sicht sind demgemäß zusätzliche 
Investitionen in die Netze nach ihrer gesamt-
wirtschaftlichen Wirkung zu hinterfragen. Wäh-
rend kurzfristig davon ausgegangen wird, dass 
die Implementierung von Smart Grids hohe 
Kosten verursachen werden, kann es langfris-
tig zu Einsparungen, beispielsweise im Bereich 
der Infrastrukturbereitstellung kommen. Die 
Nutzeneffekte der künftigen intelligenten Netze 
können dabei vielfältig sein und sowohl die 
Umwelt entlasten als auch die Wirtschaft stär-
ken. Dazu zählen:  
 

• Sinkende Gesamtstromkosten:         
Mit Hilfe von Smart Metern und variab-
len Tarifen (Demand Response Pro-
gramme) sollen der Energieverbrauch 
und damit auch die Stromkosten sin-
ken (z.B. durch einen Austausch ineffi-
zienter Geräte, Reduktion des 
Verbrauchs). 

 

• Etablierung neuer Elektrizitätsmärkte: 
Kunden kaufen nicht nur Elektrizität 
ein sondern speisen selbst Strom ein 
und werden zu „Prosumern“.  

 

• Kapitaleinsparung bei den Netzen: 
Eine gesteigerte Effizienz der Netze 
führt dazu, dass Investitionen in einem 
geringeren Ausmaß bzw. zu einem 
späteren Zeitpunkt getätigt werden 
müssen. 

 

• Reduktion des Energieverbrauchs und 
der Treibhausgasemissionen: 
Gesteigerte Effizienz und Demand-
Side Management Programme in 
Kombination mit Smart Metern können 
dabei helfen, den Energieverbrauch zu 
senken. Die verstärkte Integration er-
neuerbarer Energieträger reduziert 
Treibhausgasemissionen. 

 

Um eine Bewertung der Kosten und Nutzen 
einer breiten Einführung von Smart Grids in 
Österreich durchführen zu können, initiierte 
das IHS Kärnten das vom Klima- und Energie-
fonds geförderte Projekt „ECONGRID“ (Smart 
Grids und volkswirtschaftliche Effekte: Ge-
samtwirtschaftliche Bewertung von Smart-
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Grids-Lösungen).4 Ziel des Projektes ECON-
GRID ist es, eine gesamtwirtschaftliche Bewer-
tung der breiten Einführung von Smart Grids in 
Österreich durchzuführen. Aufbauend auf einer 
Beschreibung des IST-Zustands der elektri-
schen Netze in Österreich werden Ausbausze-
narien für Smart Grids modelliert, berechnet 
und diskutiert. Dabei werden diese Szenarien, 
unter Berücksichtigung realer Netzabschnitte, 
in einem weiteren Schritt hinsichtlich der volks-
wirtschaftlichen Wirkungen analysiert und die 
zu erwartenden Nutzeneffekte monetär bewer-
tet.  
 

Da die Bearbeitung des Projektes sowohl um-
fangreiche technische als auch wirtschaftliche 
Kompetenzen erfordert, konnten als Partner 
für das Projekt das Institut für Elektrische An-
lagen der Technischen Universität Graz, Plaut 
Economics sowie als Netzbetreiber die Energie 
Klagenfurt gewonnen werden. Das Projekt 
startete im Mai 2011 und läuft bis Ende April 
2013. Um sicherzustellen, dass dieses Projekt 
eine hohe praktische Bedeutung erlangt und 
um bei der Durchführung des Projektes breites 
Expertenwissen einfließen zu lassen, konnten 
namhafte Experten aus dem technisch-
wissenschaftlichen Bereich im Rahmen eines 
„Projektbeirats“ gewonnen werden.  
 

Die Ergebnisse des Projektes werden zu ei-
nem späteren Zeitpunkt auch im IHS Kärnten 
Konjunkturreport vorgestellt. 

Beate Friedl 
 
Bevölkerungsalterung und pri-
vater Konsum  
 

Sofern die wirtschaftlichen Folgen des demo-
graphischen Wandels diskutiert werden, ste-
hen häufig Themenbereiche wie der Arbeits-
markt, das Pensionssystem oder die öffentli-
chen Finanzen im Vordergrund. Ein vergleichs-
weise weniger betrachtetes Feld bilden die 
Auswirkungen der Bevölkerungsalterung auf 
den privaten Konsum. Der private Konsum 
macht mit über 50 % den größten Teil des 
Bruttoinlandsprodukts Österreichs aus5 und ist 
damit ein entscheidender Wirtschaftsfaktor in 
Österreich. Das Konsumverhalten einer Per-
son bzw. eines Haushalts ändert sich im Laufe 
des Lebens aufgrund sich wandelnder Präfe-
renzen und Bedürfnisse mit steigendem Alter. 
Dies trifft einerseits auf das Konsumniveau 
bzw. die Sparquote und andererseits auf die 
Konsumstruktur zu. Die Altersstruktur der Be-
völkerung hat damit unmittelbaren Einfluss auf 
die Nachfrage nach Gütern und Dienstleistun-
                                                           
4 Dieses Projekt wird aus Mitteln des Klima- und Energie-
fonds gefördert und im Rahmen des Programms „Neue 
Energien 2020“ durchgeführt. 
5 Im Jahr 2010 betrug der Anteil des privaten Konsums am 
BIP laut VGR 53,0 %. Vgl. Statistik Austria (2011): Volks-
wirtschaftliche Gesamtrechnungen, eigene Berechnung. 

gen, wovon in weiterer Folge die Produktions-
struktur oder das Beschäftigungsniveau einer 
Volkswirtschaft abhängen. 
 

Die Frage, welche Faktoren das Konsumni-
veau einer Person bzw. des Haushaltssektors 
determinieren, beschäftigt Ökonomen seit 
jeher. Traditionelle Konsumtheorien stellen da-
bei das Einkommen als zentrale Determinante 
des Konsum- bzw. Sparniveaus in den Vor-
dergrund. Mögliche Konsumunterschiede auf-
grund demographischer Variablen scheinen in 
den grundlegenden volkswirtschaftlichen Er-
klärungsmodellen unterrepräsentiert. In Hin-
blick auf die Höhe der Konsumausgaben bzw. 
des Sparens nimmt lediglich die Lebenszyklus-
Hypothese von Modigliani6 altersbedingte Un-
terschiede mit auf. Demnach wird Vermögen 
bis zum Pensionsantritt angespart und zur 
Kompensation des Einkommensrückgangs 
während der Pension verwendet. Modigliani 
führt dies nicht auf differenziertes Konsumver-
halten aufgrund des unterschiedlichen Alters 
der Konsumenten zurück – der Konsum ist laut 
Lebenszyklus-Modell über den gesamten Le-
benszyklus hinweg geglättet –, sondern sieht 
die Einkommensunterschiede im Zuge des 
Lebenszyklus als alleiniges Motiv. Die Alters-
struktur der Bevölkerung hätte demnach zwar 
keine bedeutenden Auswirkungen auf das 
Konsumniveau, jedoch für die Sparquote der 
privaten Haushalte. Ein hoher Anteil der Er-
werbsbevölkerung würde demnach zu einer 
hohen Sparquote führen; beim Übergang der 
Altersgruppe in die Pensionierung wäre ein 
Absinken der aggregierten Sparquote aufgrund 
des Entsparens der Haushalte im hohen Alter 
zu erwarten. 
 

Empirische Analysen auf Basis der Lebenszyk-
lus-Hypothese zeigen die erwarteten Effekte 
der Alterung auf die Sparquote der privaten 
Haushalte in Form eines Rückgangs, verbun-
den mit der Gefahr negativer Folgen für die 
Wirtschaftskraft.7 Ergebnisse empirischer Un-
tersuchungen auf mikroökonomischer Ebene 
veranschaulichen jedoch, dass die laut Le-
benszyklus-Hypothese angenommene Glät-
tung des Konsums über den Lebenszyklus 
nicht gegeben scheint, und insbesondere ein 
Rückgang des Konsums im Pensionsalter zu 
überdurchschnittlich hohen Sparquoten führt.8 
Dieses Ergebnis zeigt sich, wie in der folgen-

                                                           
6 Vgl. Modigliani, F./Brumberg, R. (1966): Nutzenanalyse 
und Konsumfunktion. In: Streissler, E./Streissler, M. 
(Hrsg.): Konsum und Nachfrage. Köln/Berlin, S. 319-337; 
sowie Ando, A./Modigliani, F. (1963): The „Life Cycle” Hy-
pothesis of Saving: Aggregate Implications and Tests. In: 
The American Economic Review, Vol. 53, No. 1, pp. 55-84. 
7 Siehe stellvertretend Masson, P.R./Tyron, R.W. (1990): 
Macroeconomic Effects of Projected Population Aging in 
Industrial Countries. In: Staff Papers – International Mone-
tary Fund, Vol. 37, No. 3, pp. 453-483. 
8 Siehe stellvertretend Poterba, J.M. (1994): International 
Comparisons of Household Saving. Chicago/London.  



Vertraulich Seite 6 05.03.2012 

6 

Konjunkturreport                  12. Jg., Ausgabe 1, März 2012 

den Tabelle 1 ersichtlich, auch im Rahmen 
einer Analyse des Konsumverhaltens österrei-
chischer Haushalte auf Basis der Konsumer-
hebung 2004/05 für Österreich: So weisen 
Haushalte der Altersgruppen 70-79 sowie über 
79 Jahre mit Werten von 9,8 % bzw. 21,3 % 
überdurchschnittlich hohe Sparquoten auf. 
Kurz nach dem Pensionsantritt (60-69 Jahre) 
wird jedoch mehr ausgegeben als eingenom-
men und auch unter 30-Jährige weisen erwar-
tungsgemäß eine negative Sparquote auf. 
Tabelle 1: Haushaltseinkommen, Konsumaus-
gaben und Sparquote nach Altersgruppe 

Alter d. HH-
Repräsent.  

in Jahren 

Haushalts-
einkommen 
p.K. in €/Monat 

Konsum-
ausgaben 

p.K. in € 

Spar-
quote 

in % 
< 30 1.178 1.261 -7,1 

30-39 1.258 1.228 2,4 
40-49 1.323 1.235 6,6 
50-59 1.482 1.445 2,5 
60-69 1.401 1.480 -5,6 
70-79 1.273 1.148 9,8 
> 79 1.343 1.057 21,3 

Quelle: Aigner-Walder, B. (2011). 
 

Eine darauf aufbauende Simulation zu den 
Auswirkungen des demographischen Wandels 
auf die Sparquote privater Haushalte kommt zu 
dem Ergebnis, dass auf nationaler Ebene auf-
grund sich gegenseitig aufhebender Effekte bis 
2030 keine direkten Effekte der Bevölkerungs-
alterung auf die Konsum- bzw. Sparquote zu 
erwarten sind. Auf regionaler Ebene liegen 
hingegen differenzierte Ergebnisse vor: So 
zeigt sich für die beiden Regionen Burgenland-
Kärnten-Steiermark und Salzburg-Tirol-Vorarl-
berg ein Rückgang der Sparquote um 0,3 bzw. 
0,9 Prozentpunkte, aufgrund des raschen An-
stiegs der Altersgruppe 60-69 an der Gesamt-
bevölkerung. Der Alterungsprozess in der Re-
gion Niederösterreich-Oberösterreich-Wien 
geht hingegen weniger rasch vor sich, mit der 
Konsequenz eines vergleichsweise geringeren 
Bevölkerungsanteils im Pensionsantrittsalter 
und einer Zunahme der Sparquote um 0,3 
Prozentpunkte.  
 

Abgesehen von der Geschwindigkeit des Alte-
rungsprozesses und regionalen Konsumunter-
schieden spielt insbesondere das abweichen-
de Konsumverhalten der Altersgruppe der 60-
69-Jährigen sowie die Entwicklung des Anteils 
dieser Altersgruppe an der Gesamtbevölke-
rung eine entscheidende Rolle für die Entwick-
lung der Konsum- bzw. Sparquote der privaten 
Haushalte. Langfristig ist aufgrund des stetigen 
Anstiegs der Altersgruppen über 69 Jahren mit 
einer Zunahme der Sparquote privater Haus-
halte auf nationaler Ebene zu rechnen.9 In 

                                                           
9 Für langfristige Prognosen zur Entwicklung der Spar-
quote siehe Aigner-Walder, B./Döring, T. (2012): The 
effects of population ageing on private consumption - A 
simulation for Austria based on household data up to 

diesem Zusammenhang ist jedoch hervorzu-
heben, dass potentielle Anpassungen im staat-
lichen Sozialsystem aufgrund der demographi-
schen Entwicklung, wie beispielsweise eine 
Reduktion der Pensionsbeiträge, unmittelbar 
Effekte auf das Sparverhalten erwarten lassen. 
 

In Hinblick auf die Auswirkungen der Bevölke-
rungsalterung auf die Konsumstruktur zeigt 
sich eine deutlichere Tendenz. Auch in den 
grundlegenden Theorien zum Konsumverhal-
ten wird angenommen, dass sich die Präferen-
zen der Konsumenten im Zuge der Auswahl 
bevorzugter Güterbündel, u.a. aufgrund von 
demographischen Indikatoren wie dem Alter, 
unterscheiden. Da Präferenzen schwer mess-
bar sind, bleiben diese im Nutzenmaximie-
rungsmodell de facto jedoch unberücksichtigt. 
Wie in zahlreichen empirischen Studien belegt, 
zeigen sich in Abhängigkeit des Alters deutli-
che Unterschiede in der Konsumstruktur.10 
Dies gilt auch für Österreich: So steigt bei-
spielsweise der Konsumanteil für Nahrungsmit-
tel und alkoholfreie Getränke in Abhängigkeit 
vom Alter des Haushaltsrepräsentanten an. 
Während unter 40-Jährige rund 11 % des Ge-
samtkonsums für Nahrungsmittel und alkohol-
freie Getränke ausgeben, liegt der Anteil in 
den Altersgruppen zwischen 40 und 69 Jahren 
bereits bei 11,9-13,0 % und erreicht bei über 
70-Jährigen einen Anteil von rund 16 %.  
Tabelle 2: Auswirkungen der Bevölkerungsalte-
rung auf die Konsumstruktur bis 2030 

Ergebnisse Szenario 1 - Alterung 
Veränderung in Prozentpunkten 

∆ 2010-
2030 

Nahrungsm. und alkoholfreie Getränke 0,54 
Alkoh. Getränke und Tabakwaren -0,07 
Bekleidung und Schuhe -0,07 
Wohnung, Beheizung, Beleuchtung 0,48 
Wohnungsausstattung -0,05 
Gesundheit 0,18 
Verkehr -0,70 
Nachrichtenübermittlung -0,06 
Erholung, Freizeit, Sport, Hobbies -0,20 
Bildung -0,06 
Café, Restaurant, Hotel -0,25 
Sonstige Ausgaben 0,26 
Quelle: Aigner-Walder, B. (2011). 
 

Tabelle 2 zeigt die potentiellen Auswirkungen 
der Alterung der Bevölkerung auf die Nachfra-
gestruktur privater Haushalte in Österreich. Die 
Berechnungen basieren auf einem eigens 
entwickelten und geschätzten Nachfragemo-
dell, einem modifizierten AIDS-Modell11, wel-

                                                                                    
2050, zur Veröffentlichung angenommen in: Eurasian 
Economic Review, 23. S. 
10 Siehe stellvertretend Foot, D.K./Gomez, R. (2006): 
Population Ageing and Sectoral Growth: The Case of the 
U.K., 2006-2026. In: Oxford Journal of Business & Econo-
mics, Vol. 5, No. 1, pp. 1-17. 
11 Für grundlegende Informationen zum Almost Ideal 
Demand System siehe Deaton, A./Muellbauer, J. (1980): 
An Almost Ideal Demand System. In: The American Eco-
nomic Review, Vol. 70, No. 3, pp. 312-326. 
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ches auch differenzierte Effekte auf den Kon-
sum bei Einkommensänderungen in Abhän-
gigkeit des Alters sowie Preisänderungen mit 
einbezieht. Neben Nahrungsmitteln und alko-
holfreien Getränken gewinnen insbesondere 
die Konsumkategorien Wohnung, Beheizung, 
Beleuchtung, Sonstige Ausgaben sowie der 
Bereich Gesundheit an Bedeutung. Den größ-
ten anteiligen Rückgang verzeichnet hingegen 
der Bereich Verkehr.  
 

Auch bei Berücksichtigung der prognostizier-
ten Veränderung der Haushaltsgröße in weite-
ren Szenarienberechnungen kommt es kaum 
zu Abweichungen. Entscheidend für die Inten-
sität der Veränderung als auch die Richtung 
dieser sind hingegen potentielle Veränderun-
gen innerhalb der Einkommensverteilung auf-
grund unterschiedlicher Einkommenselastizitä-
ten in Abhängigkeit des Alters.12 Die vorge-
stellten Ergebnisse unterstreichen damit, dass 
die demographische Entwicklung in Österreich 
auch entscheidende Effekte für die Konsum-
nachfrage erwarten lässt. Eine Berücksichti-
gung dieser in wirtschaftlichen Prognosemo-
dellen wäre deshalb von entscheidender Be-
deutung.  

Birgit Aigner-Walder 
 

Zusammenhang zwischen Tou-
rismus und Wetter 
 

Im Fremdenverkehrsjahr (FVJ) 2010/11 wur-
den im Kärntner Tourismus rund 12,4 Mio. 
Nächtigungen verzeichnet. Dies entspricht 
rund 10 % aller Nächtigungen in Österreich, 
womit Kärnten im Bundesländervergleich nach 
Tirol und Salzburg den dritten Rang einnimmt. 
Insgesamt 3,4 Mio. Nächtigungen oder 27,8 % 
entfallen auf das Winterhalbjahr; die restlichen 
9,0 Mio. Nächtigungen bzw. 72,2 % auf das 
Sommerhalbjahr. Diese Werte verdeutlichen, 
dass der Sommertourismus in Kärnten eine 
besonders wichtige Rolle spielt. Seit dem FVJ 
1985/86 sind die Nächtigungen – mit kleineren 
Fluktuationen – um 22,2 % gesunken. Im sel-
ben Zeitraum sind die Nächtigungen in Ge-
samt-Österreich allerdings um 19,4 % ange-
stiegen. 
 

Betrachtet man die Sommer- und Wintersai-
son13 getrennt voneinander, so zeigt sich eine 
sehr differenzierte Entwicklung. Die Nächti-
gungen im Sommerhalbjahr (SHJ) sind seit 
1975 von rund 15,3 Mio. auf 9,0 Mio. gesun-
ken (-41,4 %). Jedoch zeigte sich zuletzt wie-

                                                           
12 Für nähere und weiterführende Informationen zu den 
hier vorgestellten Ergebnissen siehe Aigner-Walder, B. 
(2011): Auswirkungen des demographischen Wandels auf 
den privaten Konsum – Ein AIDS-Modell für Österreich. 
Dissertation. Universität Klagenfurt. 
13Das Winterhalbjahr (WHJ) umfasst die Monate Novem-
ber bis April; das Sommerhalbjahr (SHJ) die Monate Mai 
bis Oktober. 

der eine positive Entwicklung. Im SHJ 2011 
sind die Nächtigungen verglichen mit der Vor-
saison um 2,6 % angestiegen (Abbildung 2). 
Abbildung 2: Entwicklung der Sommernächti-
gungen – SHJ 1975 bis 2011 
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Quelle: Austrian National Tourist Office (TourMIS) 
 

Entgegen dem langjährigen Trend im Sommer-
tourismus nahm die Bedeutung des Wintertou-
rismus in Kärnten zu. Seit dem Winterhalbjahr 
(WHJ) 1975/76 haben sich die Nächtigungen –
ausgehend von einem im Vergleich zur Som-
mersaison deutlich niedrigeren Niveau – mehr 
als verdoppelt (von 1,4 Mio. auf 3,4 Mio. im 
WHJ 2010/11). Jedoch sind seit dem WHJ 
2008/09 auch die Winternächtigungen leicht 
rückläufig und sanken in den vergangenen 
zwei Saisonen um 2,8 % bzw. um 3,9 % (vgl. 
Abbildung 3).  
Abbildung 3: Entwicklung der Winternächtigun-
gen – WHJ 1975/76 bis 2010/11 
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Quelle: Austrian National Tourist Office (TourMIS) 
 

Es bleibt abzuwarten, ob sich dieser negative 
Trend fortsetzt. Grundsätzlich lässt sich eine 
zunehmende Bedeutung des Winterhalbjahres 
für die Tourismuswirtschaft in ganz Österreich 
beobachten. 
 

Im Rahmen einer ökonometrischen Analyse 
des IHS Kärnten14 wurde mit Hilfe eines Zeit-
reihenmodells versucht, den Einfluss meteoro-
                                                           
14Klinglmair, A. (2011): Der Kärntner Tourismus und die 
Auswirkung der meteorologischen Verhältnisse auf die 
Zahl der Nächtigungen. Working Paper Nr. 02/2011. IHS 
Kärnten: Klagenfurt. 
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logischer Verhältnisse auf die Zahl der Nächti-
gungen im Sommer- und Winterhalbjahr zu 
quantifizieren (Tabelle 3). 
Tabelle 3: Auswirkung der meteorologischen 
Bedingungen auf die Nächtigungen 

Variable je Einheit je Std. Abw.
Niederschläge (in mm) -409,4 -20.305

Niederschläge (in mm) -546,2 -20.263
Schneehöhe (in cm) +233,3 +10.990
Ostern (Dummy-Variable) +45.488 +45.488

Sommerhalbjahr

Winterhalbjahr

 
Quelle: Eigene Berechnungen IHS Kärnten 
 

In der Sommersaison wirken sich die Nieder-
schläge erwartungsgemäß negativ auf die Zahl 
der Nächtigungen aus: minus 20.305 Nächti-
gungen bei einem Anstieg der Niederschläge 
um 50 mm.15 Auch im Winterhalbjahr haben 
die Niederschläge einen negativen Einfluss auf 
die Zahl der Nächtigungen: minus 20.263 
Übernachtungen je 37 mm Niederschlag (=Std. 
Abw.). Jedoch hat die maximale Schneehöhe 
im Winter einen positiven Effekt auf die Näch-
tigungszahl, und zwar im Ausmaß von 10.990 
Nächtigungen je 47 cm Schnee. Darüber hin-
aus können deutliche Nächtigungsschwankun-
gen im Frühjahr mit Hilfe der Terminlage des 
Osterfestes erklärt werden. Jener Monat (März 
oder April) in den das Osterfest fällt, weist um 
rund 45.488 mehr Nächtigungen auf, als ein 
Monat in dem dies nicht der Fall ist. 
 

Die Ergebnisse der ökonometrischen Untersu-
chung verdeutlichen die Wichtigkeit eines seit 
Jahren diskutierten touristischen „Allwetteran-
gebots“, das die Saison zusätzlich verlängern 
kann. Da sich schlechte Wetterbedingungen 
negativ auf die Zahl der Nächtigungen auswir-
ken, ist es besonders wichtig auch im Falle 
ungünstiger Wetterverhältnisse attraktive An-
gebote für die Touristen zu bieten. Dies gilt 
insbesondere für den Sommertourismus. Eine 
verstärkte Konzentration auf die Schaffung von 
Schlechtwettereinrichtungen würde auch dem 
lange geforderten Ziel eines Ganzjahrestou-
rismus dienen. Die Bereitstellung attraktiver 
Schlechtwetterangebote alleine wird für eine 
Saisonverlängerung jedoch nicht ausreichen. 
Da sich Kärnten auf Grund seiner landschaftli-
chen Gegebenheiten (insbesondere Berge) 
besonders gut für Outdooraktivitäten wie bei-
spielsweise Wandern, Radfahren oder Moun-
tainbiken eignet, sollten diese in der zukünfti-
gen Angebotsgestaltung verstärkt berücksich-
tigt werden. Outdooraktivitäten sind prädesti-
niert für die Saisonrandmonate wie Mai oder 
September und würden auch dem verstärkten 
Trend zum Aktivurlaub Rechnung tragen. 

Andrea Klinglmair 

                                                           
15Diese Niederschlagsmenge entspricht der Standardab-
weichung, also jenem Wert mit dem die Niederschläge 
rundum ihren Mittelwert schwanken. 
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Die Qualifikation und 
Weiterbildung der Mitar-
beiter/innen ist  Grund-
voraussetzung für die 
erfolgreiche Arbeit ei-
nes angewandten Wirt-
schaftsforschungsinsti-
tuts und ein wesentli-
ches Anliegen des IHS 
Kärnten. Frau Dr. Birgit 
Aigner-Walder hat im 
Februar 2012 an der 

Alpen-Adria Universität Klagenfurt das Doktorat-
studium der Sozial- und Wirtschaftswissenschaf-
ten mit ausgezeichnetem Erfolg abgeschlossen. 
In Ihrer Dissertation befasste sich Frau Dr. Aig-
ner-Walder mit den „Auswirkungen des demo-
graphischen Wandels auf den privaten Konsum“ 
in Österreich. Das Team des IHS Kärnten gratu-
liert zu diesem großen Erfolg! 
 
Fortsetzung Konjunktur: 
Angesichts der bestehenden Unsicherheiten 
und einer Verschärfung der Kreditvergabebe-
dingungen ist aber nur ein gedämpftes Wachs-
tum zu erwarten. In ihrer im Jänner veröffent-
lichten Konjunkturprognose rechnet die EU-
Kommission damit, dass das reale Bruttoin-
landsprodukt im Jahresdurchschnitt um 0,7 % 
zunehmen wird. 2013 sollte die österreichische 
Wirtschaft auf den längerfristigen Wachstums-
trend zurückkehren. 
 

In Kärnten stieg der Produktionsindex für den 
produzierenden Bereich im Durchschnitt der 
ersten elf Monate 2011 um 5 %, verglichen mit 
6,5 % (im Gesamtjahr) in ganz Österreich. In 
der Sachgütererzeugung wurde die Produktion 
in Kärnten im Zeitraum Jänner bis Oktober um 
6,7 % gesteigert, verglichen mit 8,5 % in ganz 
Österreich. Besser als im Bundesdurchschnitt 
entwickelte sich in Kärnten die Bauwirtschaft. 
In diesem Wirtschaftsbereich nahm die Pro-
duktion bis Oktober um 0,1 % zu, während sie 
in ganz Österreich um 0,5 % sank. Nach der 
Aktualisierung der Österreich-Konjunkturpro-
gnose wird ab Anfang April 2011 auf der Ho-
mepage des IHS Kärnten auch eine aktuelle 
Kärnten-Prognose verfügbar sein: 
http://www.carinthia.ihs.ac.at/wirtschaftsprognose.html. 
                               Klaus Weyerstraß 
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